
AL\1291307DE.docx PE756.346v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

Europäisches Parlament
2019-2024

Rechtsausschuss
Der Vorsitzende

29.11.2023

Frau
Irene Tinagli
Vorsitzende
Ausschuss für Wirtschaft und Währung
BRÜSSEL

Betrifft: Stellungnahme des Rechtsausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Transparenz und Integrität von 
Rating-Tätigkeiten in den Bereichen Umwelt, Soziales und Governance (ESG) 
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Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

die Koordinatoren des Rechtsausschusses haben in ihrer Sitzung vom 23. Oktober 2023 
beschlossen, gemäß Artikel 56 Absatz 1 der Geschäftsordnung eine Stellungnahme zu dem 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Transparenz und Integrität von Bewertungstätigkeiten in den Bereichen Umwelt, Soziales und 
Governance (ESG) abzugeben. Die Stellungnahme wurde der S&D-Fraktion zugewiesen und 
Pascal Durand wurde als Verfasser der Stellungnahme benannt. Aufgrund des äußerst engen 
Zeitplans des ECON-Ausschusses beschlossen die Koordinatoren jedoch am 17. November im 
schriftlichen Verfahren, das Format der Stellungnahme in ein Schreiben zu ändern, wobei der 
Verfasser beibehalten wird. 

Vorschläge:

Der Rechtsausschuss hat dementsprechend in seiner Sitzung vom 29. November 2023 mit 
13 Stimmen bei 10 Gegenstimmen und ohne Enthaltungen beschlossen1, den federführenden 

1 Bei der Schlussabstimmung waren folgende Mitglieder anwesend: Adrián Vázquez Lázara (Vorsitzender), 
Sergey Lagodinsky (stellvertretender Vorsitzender), Marion Walsmann (stellvertretende Vorsitzende), Raffaele 
Stancanelli (stellvertretende Vorsitzende), Pascal Arimont, Ilana Cicurel, Geoffroy Didier, Ibán García del Blanco, 
Virginie Joron, Pierre Karleskind, Gilles Lebreton, Karen Melchior, Sabrina Pignedoli, Jiří Pospíšil, Axel Voss, 
Tiemo Wölken, Javier Zarzalejos, Daniel Buda, Pascal Durand, Heidi Hautala, Sylvie Guillaume (in Vertretung 
von Lara Wolters gemäß Artikel 209 Absatz 7 GO), Pedro Marques (in Vertretung von Maria-Manue Leitão-
Marques gemäß Artikel 209 Absatz 7 GO), Anne-Sophie Pelletier (in Vertretung von Manon Aubry gemäß 
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Ausschuss für Wirtschaft und Währung zu ersuchen, bei der Ausarbeitung seines Entwurfs 
eines Legislativberichts Folgendes zu berücksichtigen: 

Der Vorschlag für eine Verordnung über die Transparenz und Integrität von Rating-Tätigkeiten 
in den Bereichen Umwelt, Soziales und Governance (ESG) ist ein wichtiges legislatives 
Instrument, um Anlegern und Interessenträgern verlässliche Informationen über die Qualität 
nachhaltiger Produkte sowie über den Grad der Nachhaltigkeit von Unternehmen und 
Strategien zur Verfügung zu stellen. Mit der Annahme der Verordnung über 
nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor, der Richtlinie 
(EU) 2019/2088, der Richtlinie (EU) 2022/2464 über die Nachhaltigkeitsberichterstattung von 
Unternehmen und des Vorschlags für eine Richtlinie über die Sorgfaltspflichten von 
Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit (2022/0051(COD)) hat die EU die Bausteine für 
einen Rahmen für ein nachhaltiges Finanzwesen geschaffen. Allerdings wird weder im 
Vorschlag der Kommission zu Rating-Tätigkeiten in den Bereichen Umwelt, Soziales und 
Governance noch im Berichtsentwurf des ECON-Ausschuss des Parlaments hinreichend 
berücksichtigt, dass die Kohärenz dieses Vorschlags mit den Bestimmungen des betreffenden 
Politikbereichs der EU sichergestellt werden muss. Da in diesem Vorschlag nicht berücksichtigt 
wird, was die Leistung von EU-Unternehmen insgesamt darstellt, werden mit diesem Vorschlag 
Gesetzeslücken in Bezug auf die Art und Weise, wie die Leistungen von Unternehmen in 
Nachhaltigkeitsfragen bewertet werden, nicht verhindert, wodurch sich das Risiko erhöht, dass 
Investitionen und Entscheidungen der Leitungsorgane letztlich fehlgeleitet werden.

Nach den EU-Vorschriften müssen Investoren und Unternehmen, die in der EU tätig sind, 
sowohl über die Auswirkungen der Tätigkeiten von Unternehmen auf Mensch und Umwelt als 
auch über die Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf die Unternehmen Bericht 
erstatten. Dies wird als Konzept der doppelten Wesentlichkeit bezeichnet, bei dem die Risiken 
für das Unternehmen sowie dessen Auswirkungen jeweils einen Wesentlichkeitsaspekt 
darstellen. Während Unternehmen und Investoren mit Sitz in der EU ihren Berichtspflichten 
sowohl hinsichtlich der finanziellen als auch der Nachhaltigkeitsauswirkungen nachkommen 
werden, lässt der vorliegende Vorschlag den Anbietern von ESG-Ratings die Möglichkeit, 
entweder direkt oder über Gleichwertigkeitskriterien nur eine Seite der Leistung von 
Unternehmen mit Sitz in der EU zu berücksichtigen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt gelingt es 
somit nicht, gleiche Wettbewerbsbedingungen mit bewerteten Unternehmen zu 
gewährleisten, die keine Perspektive der doppelten Wesentlichkeit berücksichtigen.

Die Verwendung von Methoden, bei denen nicht berücksichtigt wird, was die Geschäftsmodelle 
von EU-Unternehmen nachhaltiger macht, würde die große Gefahr bergen, dass europäische 
Unternehmen bewertet und mit anderen Unternehmen verglichen werden und ihre 
Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigt wird. 

Artikel 209 Absatz 7 GO). 
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Der Rechtsausschuss hat sich auf folgende Empfehlungen geeinigt: 

1. Sicherstellung der Kohärenz mit den bestehenden Strategien der Europäischen 
Union: In allen einschlägigen Rechtsvorschriften der Union in Bezug auf die Offenlegung 
im Bereich Nachhaltigkeit, einschließlich der Richtlinie 2013/34/EU und ihres delegierten 
Rechtsakts, der Verordnung (EU) 2019/2088 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates und der 
Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates, wird die 
verbindliche Anwendung des Grundsatzes der doppelten Wesentlichkeit in den Berichten 
von Unternehmen definiert oder darauf Bezug genommen. Diese bestehenden 
Berichtspflichten können nur dann von konkretem Nutzen sein, wenn alle Anbieter von 
ESG-Ratings so weit wie möglich denselben Grundsatz anwenden. Bei der – entweder 
aggregierten oder getrennten – Bereitstellung von E-, S- und G-Ratings sollten diese 
Anbieter daher für jede der Wesentlichkeitsdimensionen alle relevanten und wesentlichen 
Nachhaltigkeitsinformationen berücksichtigen, die in den Tätigkeitsbereich eines 
bewerteten Unternehmens fallen. Dies sollte nicht dazu führen, dass die Anbieter von ESG-
Ratings jede einzelne von dem bewerteten Unternehmen gemeldete 
Nachhaltigkeitsinformation berücksichtigen, sondern vielmehr, dass die in den 
Ratingmethoden berücksichtigten Informationen im Einklang mit den EU-
Berichterstattungspflichten für Unternehmen sowohl die finanzielle Dimension als auch die 
Auswirkungsdimension der Wesentlichkeit umfassen sollten.

2. Sicherstellung eines transparenten und ordnungsgemäßen Verfahrens zur Festlegung 
von Gleichwertigkeits-, Anerkennungs- und Anerkennungskriterien: Beim Erlass 
delegierter Rechtsakte in Bezug auf die Bereitstellung von ESG-Ratings durch Anbieter von 
ESG-Ratings aus Drittländern in der Union berücksichtigt die Kommission die technische 
Beratung einer Expertengruppe, sofern diese Beratung in einem ordnungsgemäßen Verfahren, 
unter öffentlicher Aufsicht und in transparenter Art und Weise mit dem Fachwissen und der 
ausgewogenen Beteiligung der einschlägigen Interessenträger ausgearbeitet wurde. Darüber 
hinaus beruht die Mitwirkung an der Arbeit der Expertengruppe auf technischer Ebene auf 
Fachwissen im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung beruht und ist nicht von einem 
finanziellen Beitrag abhängig. 

Mit freundlichen Grüßen

Adrián Vázquez Lázara
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ANLAGE: AUFLISTUNG DER EINRICHTUNGEN UND PERSONEN,
VON DENEN DER VERFASSER DER STELLUNGNAHME BEITRÄGE ERHALTEN 

HAT

Die folgende Liste wird unter der ausschließlichen Verantwortung des Verfassers der 

Stellungnahme erstellt. Der Verfasser der Stellungnahme hat bei der Vorbereitung der 

Stellungnahme bis zur deren Annahme im Ausschuss Informationen von folgenden 

Einrichtungen oder Personen erhalten:

Einrichtung 
und/oder Person

 Global Reporting Initiative (GRI)


